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Eine Novelle - zwei (bis drei) Sichtweisen
Welche Folgen hat die Novellierung des Bundesnaturschutzgesetzes für die Windenergie?

von Jan Weber

Böse Mächte

Das Werk böser Mächte witterte die Bundesinitiative Vernunftkraft, deren Mission es ist, der 
wirtschaftsschädlichen Energiewende „ein rasches Ende“ zu setzen, als sie mitteilte: „Bundes-
tag soll Windkraftindustrie ‚Lizenz zum Töten‘ verschaffen“ 1. In einer „Nacht- und Nebel-Aktion“ 
sollte am 22.06.2017 „eine Aufmerksamkeitslücke (gemeint war das Länderspiel Deutschland 
– Chile) genutzt und (…) eine sehr weitreichende Gesetzesänderung zu Lasten der Natur und zu
Gunsten der Windenergielobby herbeigeführt werden“ 2.

Was ist am 22.06.2017 passiert?

Tatsächlich wurde die Novellierung des Bundesnaturschutzgesetzes (BNatSchG) am 22.06.2017 
in 2. und 3. Lesung vom Bundestag verabschiedet. Darin werden verschiedene Aspekte neu 
geregelt 3. Ein Aspekt hat für die Planung von Windenergieprojekten eine besonders herausra-
gende Bedeutung: der Artenschutz.

Seit Vorlage des Referentenentwurfs des Bundesumweltministeriums (BMUB) im Dezember 
2016 hatte eine lebhafte Diskussion begonnen, in der – je nach Haltung zur Windenergie – die 
Wirkung der Änderungen zum Artenschutz diametral entgegenstehend beurteilt wurden. Be-
züglich des Spannungsfeldes Windenergie – Artenschutz stehen dabei vor allem Änderungen 
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der §§ 44 und 45 BNatSchG im Fokus, namentlich das Tötungsverbot gemäß § 44 Abs. 1 Nr. 1 
BNatSchG und die artenschutzrechtliche Ausnahmeregelung gemäß § 45 Abs. 7 BNatSchG.

Windkraftgegner sehen in den Änderungen und seiner Begründung quasi eine Abschaffung 
des Artenschutzes, ja sogar der gesamten Biodiversität zu Gunsten der Windkraft 4, vor allem 
wegen der beispielhaften Nennung der Erneuerbaren Energien als ein gewichtiger öffentlicher 
Belang in der Einzelbegründung der Ausnahmeregelung des § 45 Abs. 7 Satz 1 Nr. 5 BNatSchG 5.  
Für die Entwickler von Windenergievorhaben bedeutet die Änderung des § 44 Abs. 5
Satz 1 und 2 jedoch eine hochproblematische Festigung artenschutzrechtlich motivierter Pla-
nungshemmnisse.

Beide Lager eint konsequenter- und ironischerweise der Wunsch, den der NABU bereits im De-
zember so formulierte: „Wir sehen absolut keine Notwendigkeit für die geplanten Änderungen. 
Wir fordern den Gesetzgeber auf, die Novelle so nicht zu verabschieden“ 6. Dies ist nun aber 
doch und am Ende auch überraschend schnell geschehen.

Welches Planungshemmnis birgt die Novellierung?

Vorab: Die hinlänglich bekannte und beklagte Planungspraxis rund um das artenschutzrechtli-
che Tötungsverbot basiert auf einer festgefahrenen Rechtsprechung, die eine Verbesserung der 
einschlägigen Gesetzespassagen, namentlich des § 44 BNatSchG, mindestens als wünschens-
wert erscheinen lässt. Mit Vorlage des Entwurfs vor einem halben Jahr wurde jedoch Planern, 
Beratern und Betreibern von Windenergieanlagen sofort klar, worin das größte Problem dieser 
Fassung liegt. Es liegt – ein bisschen versteckt – in der Neuformulierung des § 44 Abs. 5 Sätze 1 
und 2.

Hier heißt es:
„(…) (es) liegt ein Verstoß gegen
1. das Tötungs- und Verletzungsverbot nach Absatz 1 Nummer 1 nicht vor, wenn die Beein-
trächtigung durch den Eingriff oder das Vorhaben auch unter Berücksichtigung von Vermei-
dungsmaßnahmen das Tötungs- und Verletzungsrisiko für Exemplare der betroffenen Arten
nicht signifikant erhöht und diese Beeinträchtigung unvermeidbar ist, (…)“

Was sich zunächst wie eine Entschärfung des Tötungsverbots anhört, ist bei genauer Betrach-
tung eine nunmehr in Gesetzestext gegossene Festigung einer höchst- problematischen Ent-
wicklung der jüngeren Rechtsprechung. Diese hatte sich in den letzten Jahren auf einen Kunst-
begriff eingeschworen, mit dem sie versucht hatte, das Tötungsverbot des § 44 Abs. 1 mit den 
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unbeabsichtigten Kollisionen von Vögeln und Fledermäusen an Windenergieanlagen in Ein-
klang zu bringen.

Es ist die „Signifikanz“. Ein Begriff, der hier nicht im naturwissenschaftlichen Sinne angewendet 
werden kann und der mangels einer nachvollziehbaren Signifikanzschwelle eigentlich gar nicht 
anwendbar ist. Die Hilflosigkeit beim Umgang mit diesem Begriff offenbart sogar der Besonde-
re Teil der Gesetzesbegründung, wenn es heißt, dass der Bedeutungsgehalt von „signifikant“ 
nach der Rechtsprechung in einigen Urteilen auch mit dem Begriff „deutlich“ gleichgesetzt wer-
de.

Die Unwägbarkeit dieser Konstruktion wird für den Planer erst durch eine zweite Komponen-
te zum sehr ernsten Planungshemmnis, die zusammen mit dem Signifikanztheorem aus der 
Taufe gehoben wurde: der naturschutzfachlichen Einschätzungsprärogative, dem Vorzug der 
behördlichen Bewertung gegenüber anderen. Sie ist merkwürdigerweise nicht bei der Novel-
lierung berücksichtigt worden, verfehlt ihre Wirkung dennoch in der Praxis nicht, weil durch 
sie den Naturschutzbehörden die (alleinige?) Kompetenz zugewiesen wurde, eine Signifikanz-
schwelle zu definieren. Eine gutachterliche Expertenmeinung kann – wie vor etlichen Gerichten 
geschehen – weggewischt werden.

Aus diesen Zutaten werden nun fleißig Süppchen gekocht, die – bestimmt wohlmeinende – Ar-
tenschützer anrühren, um mit Handlungsempfehlungen und anderen normartige Konstrukti-
onen den Konflikt Artenschutz – Windenergie „operationalisierbar“ zu machen. Hier sollen nur 
Schlagworte diese Tendenz beschreiben: Tabu- oder Schutzabstände zu Nestern, die Helgo-
landliste 7, eine akzeptable Schlagopferrate von zwei Fledermäusen pro Jahr, 300 Fledermaus-
rufe pro Nacht als Risikoschwelle, Abschaltkontingente für Fledermäuse und Vögel 8. Diese sind 
oder enthalten Versuche zur Annäherung an Signifikanzschwellen, die im Laufe der letzten 15 
Jahren oft „aus dem Ärmel“ in die Planungspraxis gesetzt worden sind, zumeist ohne nach-
trägliche Realitäts-Checks. Solche Versuche sind oft aus dem Vorsorgeprinzip entstanden, sind 
tendenziell also konservativ, „auf der sicheren Seite“. Naturschutzbehörden, nunmehr mit der 
Einschätzungsprärogative ausgestattet, tun sich verständlicherweise schwer, solche quantita-
tiven Leitplanken zu lockern, zumal sie inzwischen durch ihre Dienstherren mit Erlassen oder 
Leitfäden daran gebunden werden.
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Ein Lobbyerfolg?

Wenn Windkraftgegner wie die Bundesinitiative Vernunftkraft also unken, dass die Novellie-
rung des Artenschutzparagrafen § 44 ein Erfolg der Windlobby sei, so fragt man sich, wie nun 
der oben skizzierte Befund das Ergebnis einer solchen Windlobby sein soll. Zu beklagen ist 
scheinbar eher, dass Bemühungen zur Verbesserung dieser Novellierung beispielsweise sei-
tens des BWE oder der neutralen Koordinierungsstelle Windenergierecht der TU Braunschweig 
(K:WER) nicht greifen konnten. Diese hat es – wenn auch leider nur verhalten – wenigstens ver-
suchsweise gegeben.

Als Beispiel und Zeugnis kann die gutachterliche Stellungnahme der K:WER 9 betrachtet wer-
den, die jedermann zugänglich ist. Das Fazit: „Mit der beabsichtigten Neuregelung von § 44 

Abs. 5 Sätze 1 und 2 BNatSchG wird angestrebt, das Tötungs- und Verletzungsverbot nach § 44 
Abs. 1 Nr. 1 BNatSchG unter bestimmten Voraussetzungen einzuschränken.

Die Intention verdient Zustimmung. Allerdings bestehen erhebliche Bedenken dagegen, die Lö-
sung darin sehen zu wollen, dass auf Ansätze in der Rechtsprechung des Bundesverwaltungs-
gerichts zurückgegriffen und insbesondere das sog. Signifikanz-theorem implantiert werden 
soll.

Es stünden ohne Weiteres Konstruktionselemente zur Verfügung, mit deren Hilfe eine sowohl 
den Belangen der Windenergie wie des Artenschutzes gerecht werdende Regelung gefunden 
werden könnte. Zu einem geringen Teil bräuchte es dafür Klarstellungen im Gesetzestext selbst, 
überwiegend würden entsprechende Aussagen in der Gesetzesbegründung genügen“ 10. 

Augenzwinkernd kann Prof. Dr. Brandts Resümee zitiert werden: „Das Gegenteil von gut ist gut 
gemeint“ 11.

Zu befürchten ist nun also, dass sich nach dieser „Verschlimmbesserung“ der höchst kritikwür-
dige Umgang mit dem artenschutzrechtlichen Kollisionsproblem soweit verfestigt, dass jedes 
Nachdenken über Alternativen erstickt wird. Die Branche muss sich sammeln und das nunmehr 
auch gesetzliche Konstrukt hinterfragen. Fachlich, rechtswissenschaftlich, europarechtlich und 
im Sinne einer wohlverstandenen Kompatibilität von Klima- und Artenschutz.
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Strompreisrückblick
August 2017

Im Vergleich zum August des vergangenen Jahres lag die Einspeisung aus Wind und Solar mit 
10,10 TWh nur geringfügig oberhalb der Produktion des Jahres 2016 mit 9,47 TWh. Diese Diffe-
renz kommt auf Basis der höheren Windenergieerzeugung zustande, welche knapp 750 GWh 
über dem Vorjahreswert liegt. Damit wird der Trend der vergangenen Monate fortgesetzt, wel-
cher eine höhere Einspeisung durch Windenergieanlagen im Vergleich zum Vorjahr beschreibt. 
Insgesamt wurden im vergangenen Monat 5,5 TWh durch Wind und 4,6 TWh durch Solar einge-
speist, wobei das Mittel bei 177 GWh bzw. 148 GWh lag.

Market
and Price

Average 30,85 €/MWh 32,03 €/MWh

8,70 €/MWh 4,86 €/MWh

38,66 €/MWh 41,06 €/MWh

Min

Max

Day Ahead -
Phelix Day Base

Intraday - 
Hourly Continuous

Im Monat August notierte der Phelix Day Base mit einem durchschnittlichen Preis von 

30,85 €/MWh. Die minimale Einspeisung von Wind auf Land und auf See (37 GWh) am 
Montag, den 28.08. begünstigte das auf diesen Tag fallende Monatshoch für Baseload mit 
38,66 €/MWh. Das Maximum des Phelix Day Peak (44,61 €/MWh) wurde am Freitag, den 11.08. 
erreicht, was unter anderem auf die minimale Einspeisung aus PV mit 42 GWh und die 
unterdurchschnittliche Ein-speisung aus Wind mit 107 GWh zurückzuführen ist. Das Minimum 
für Base- und Peakload trat am Sonntag, den 20.08. auf, wofür die überdurchschnittlichen 
Einspeisemengen aus Wind und PV (318 GWh bzw. 157 GWh) mitverantwortlich sind.
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Meldungen

EWE kauft noch einen Projektentwickler 

TurboWind kommt dazu

EWE baut den Bereich Erneuerbaren weiter aus. 
Nach dem Erwerb der Gewi-Gruppe durch swb 
CREA im Juni übernahm im Juli 2017 eine weitere 
Tochtergesellschaft des Oldenburger kommu-
nalen Versorgers, die EWE ERNEUERBARE ENER-
GIEN GmbH, den Projektentwickler TurboWind.
Die TurboWind Energie GmbH aus Hannover mit 
ihren 34 Mitarbeitern plant Windparks vor allem 

in Niedersachsen, NRW und Hessen. Neben drei 
Windparks und einem Umspannwerk im Eigen-
bestand verfügt TurboWind über eine Pipeline 
mit bis zu 900 MW. Außerdem führt der Projekt-
entwickler technische und kaufmännische Be-
triebsführung und Stromvermarktung aus den 

realisierten Bürgerwindparks durch.

Projektentwickler bündeln ihre Kräfte
GP JOULE beteiligt sich an Nadeva Wind

Nadeva Wind GmbH gehört nun zur Hälfte der 
GP JOULE GmbH. Die Kooperation setzt auf Vor-
teile durch Zusammenlegung der Kompetenzen 
und regionaler Präsenz. Nadeva Wind aus dem 
schleswig-holsteinischen Glücksburg wird sich 
auf die Akquise und Genehmigungsplanung der 

Windparks an der Ostseeküsten konzentrieren, 
während GP JOULE Projekte in Nordfriesland ent-
wickelt. Gemeinsam haben die Partner rund 
500 MW in Norddeutschland in der Pipeline. Die 
Rea-lisierung und Betriebsführung soll auch 
durch GP JOULE durchgeführt werden.

Eine weitere Kooperation auf dem deutschen onshore Markt
Stadtwerke Münster und naturwind entwickeln die Projekte gemeinsam weiter

Die Kooperationspartner Stadtwerke Münster 
GmbH und naturwind schwerin GmbH haben 
für ihre Zusammenarbeit ein Zielgebiet definiert, 
in dem sie die Projekte durch naturwind bis zur 
Genehmigung exklusiv für die Stadtwerke entwi-
ckelt werden. Nach dem Bau durch die Stadtwer-
ke werden die Geschäftspartner entscheiden, ob 

die Anlagen auch durch die Stadtwerke betrieben 
oder an Dritte veräußert werden.
naturwind mit Sitz in Schwerin beschäftigt 40 Mit-
arbeiter und hat seit der Gründung in 2004 Wind-
parks in Nord- und Mitteldeutschland mit einer 
Gesamtleistung von 320 MW zur Genehmigung 
geführt.
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wpd und GAIA kooperieren in Westdeutschland
Miteinander statt gegeneinander

Die wpd-Gruppe und die GAIA mbH haben im Juni 
2017 einen Kooperationsvertrag abgeschlossen. 
Dabei handelt es sich um effiziente gemeinsame 
Entwicklung und Realisierung von Projekten in 
Rheinland-Pfalz und Hessen mit einer Gesamt-
leistung im dreistelligen MW-Bereich. GAIA ist 

seit 18 Jahren in Rheinland-Pfalz/Saarland und 
Rheinhessen als Windpark-Planer aktiv und hat 
rund 200 MW erfolgreich entwickelt. Mit 46 Mit-
arbeitern ist das Lambsheimer Planungsbüro 
heute auch in den Bereichen PV und Schnellla-
desäulen für Elektroautos aktiv.

Enova und Hansainvest legen ihre Kräfte in ENOVA IPP zusammen
Investment in die gesamte Stromversorgungskette außer Netzbetrieb

Die HANSAINVEST Real Assets GmbH baut ihre 
Investitionsaktivität im Infrastruktursektor kräf-
tig aus. Dafür ging der Vermögensverwalter eine 
Kooperation mit dem erfahrenen ostfriesischen 
Windparkprojektierer ENOVA Energiesysteme 
GmbH ein. Gemeinsam gründeten sie ein Strom-
versorgungsunternehmen in Form eines soge-
nannten Independent Power Producer (dt. unab-

hängige Stromerzeuger), kurz IPP, das auf über 
100 MW Leistung nur aus Windenergie in den 
nächsten zwei Jahren wachsen soll. Die ersten 
vier Windparks decken bereits rund ein Viertel 
der geplanten Kapazität. Über Mezzanine-Kapital 
finanziert HANSAINVEST bereits realisierte junge 
Windparks sowie Projekte in Planung, die ENOVA 
selbst projektiert oder von Dritten erwirbt. 

Zweite Ausschreibungsrunde: Durchschnittspreis bei 4,28 Cent/kWh
Projektierer UKA entscheidet zweite Ausschreibungsrunde für sich und geht mit einem Zu-
schlagsvolumen von fast 70% nach Hause.

Mit 281 Geboten war die Ausschreibung für ein 
Volumen von 2.927 MW deutlich überzeichnet. 
Davon haben 67 Gebote mit 1.031 MW einen 
Zuschlag erhalten. Auffällig ist der hohe Anteil 
an Bürgerenergiegesellschaften, mit einer ein-
gereichten Gebotsmenge von 84 %. Im Ergeb-
nis entfallen 90 % der Zuschläge (60 Zuschläge), 
bzw. 95 % des Zuschlagsvolumens auf Bürge-
renergiegesellschaften. Im Vergleich zur ersten 

Ausschreibungsrunde ist der Durchschnittspreis 
auf 4,28 Cent/kWh gesunken. Die UKA Meißen in 
Sachsen hat den Großteil der Zuschläge erhalten. 
Laut Bundesnetzagentur erhielt der Projektierer 
37 Zuschläge mit einem Volumen von 660 MW. 
Zusätzlich hat die UKA fünf Zuschläge mit 30 MW 
ohne „Bürgerenergieprivileg“ erhalten. Auch in 
der ersten Ausschreibungsrunde haben sich be-
kannte Projektierer wie Enertrag oder Prowind 
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durch Bürgerenergiegesellschaften an den Aus-
schreibungen beteiligt und so Vorteile wie die 
um zwei Jahre ausgeweitete Realisierungsphase 
oder die noch nicht vorhanden sein müssende 
immissionsschutzrechtliche Genehmigung gesi-
chert. Zusätzlich bekommen Bürgerwindparks 
eine nach dem Einheitspreis ermittelte Vergü-
tung, welche über den individuell ermittelten 
Geboten liegt. Bayern und Reinland-Pfalz haben 
in der letzten Ausschreibungsrunde je nur ei-
nen Zuschlag erhalten. Baden-Württemberg und 
Nordrhein-Westfalen gehen leer aus. Das sorgt 

für Diskussionen über die Bürgerenergiegesell-
schaften, die erneut die meisten Zuschläge hat-
ten. Der Energiejurist Thorsten Müller von der 
Stiftung Umweltenergierecht erwartet diesbe-
züglich eine Korrektur und ab 2018 ihre Zulas-
sungsbedingungen verlieren. Der Vorsitzende 
des Landesverbandes Erneuerbare Energien in 
NRW Reiner Priggen sieht den flächendeckenden 
Windkraftausbau gefährdet und fordert eine Re-
gionalquote, wodurch die Ausschreibungsrunde 
2018 marktgerechtere werde.

Deiche: Der neue Standort für Windenergieanlagen?!
Deiche gewinnen als potentieller Standort für Windenergieanlagen zunehmend Attraktivität

An keinem Ort ist der Wind bekanntlich so stark 
wie an der Küste. Das sieht auch der Energie-
konzern Innogy und prüft derzeit inwiefern sich 
Deiche als Standort für Windenergieanlage eig-

nen. Dafür haben der Niederländische Wasser-
verband Noorderzijlvest, die Innogy Windpo-
wer Netherlands B.V. und die niederländische 
Tochter des deutschen Energieversorgers RWE 

Die Windbranche reagiert auf die schrumpfende Nachfrage
mit Stellenabbau
Nordex entlässt bis zu 500 Mitarbeiter

Im Frühjahr 2017 kündigte Senvion Schließung 
der Produktionsstandorte in Husum und Trampe 
sowie die Rotorfertigung Powerblades in Bremer-
haven. Über 700 Mitarbeiter sollen sich entschei-
den, ob sie mit einer Abfindung und Vermittlung 
in den Arbeitsmarkt Senvion verlassen oder den 
Arbeitsort wechseln. Dafür würden sich zum Bei-
spiel für Mitarbeiter der Rotorfertigung das Tur-
binenwerk, auch in Bremerhaven, oder der Ser-
vicebereich, in der Nähe von Hamburg, eignen. 
Kürzlich hat der Turmhersteller Max Bögl Kurz-

arbeit in seinem Werk im Rendsburger Hafen an-
gekündigt. Bis zu 200 Mitarbeiter können durch 
diese noch nicht so oft in der Windindustrie ein-
gesetzte Ersparnismaßnahme betroffen werden.  

Nun setz Nordex die schlechten Nachrichten der 
Windbranche fort und kündigt die Streichung von 
bis zu 500 Stellen an. Die meisten Betroffenen 
sind in der Produktion im heimischen Rostock 
tätig. Dadurch sowie durch weitere Senkung der 
Materialkosten sollen 45 Mio. € gespart werden.
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eine Vereinbarung zum Start einer Pilotanlage 
auf einem Deich unterzeichnet. Die drei Win-
denergieanlagen auf dem Oostpolderdeich in 
Eemshaven würden weltweit die Ersten sein. 
Sechs Jahre hat es insgesamt bis zur Vertragsun-
terzeichnung gedauert. Eisse Luitjens Vorstands-
mitglied von Noorderzijlvest erklärte, dass seit 
2011 Überlegungen bestehen Deiche als Stand-
orte für Windenergieanlagen zu nutzen. Als He-
rausforderung gilt dabei, die Schutzfunktion 
der Deiche bei Hochwasser nicht zu gefährden. 

Auf dem Oostpolderdeich wird nun getestet, in-
wiefern Windenergieanlagen am einfachsten zu 
errichten und instand zu halten sind. Die Heraus-
forderungen sind die eingeschränkte Kranstell-
fläche, die Größenbegrenzung der Rotorblätter, 
die nicht über den Deich hinausragen dürfen und 
die dadurch eingeschränkte Turbinendimensio-
nierung, welche wiederum Auswirkungen auf die 
Leistungsfähigkeit hat. In zwei Jahren sollen die 
Anlagen mit einer Leistung von 10,5 MW ans Netz 
gehen.

Größter Windpark in Australien durch GE realisiert
Mit 123 Anlagen und einer Gesamtleistung von 453 MW ist Coopers Gap das bisher größte 
Windprojekt in Australien

Hinter dem Großprojekt steht der Fond Powe-
ring Australian Renewables Fund kurz (Parf). Der 
Fond setzt sich zu einem Fünftel aus dem austra-
lischen Energieversorger AGL Energy Limited und 
zu 80 % aus dem Infrastrukturfond Queensland 
Investment Corporation (QIC) zusammen.

2019 soll der Windpark in Queensland fertig ge-
stellt und über eine Viertelmillion Haushalte mit 
Strom versorgen. Davon haben 91 Anlagen je 
eine Leistung von 3,6 MW bei einem Rotordurch-
messer von 137 m. Die restlichen 32 Anlagen 
haben je eine Leistung von 3,8 MW bei einem 
Rotordurchmesser von 130 m. GE wird über den 

Betriebszeitraum von 25 Jahren den Service der 
Anlagen übernehmen. Durch das Großprojekt 
entstehen während der Einrichtungsphase 200 
und für den Betriebszeitraum 20 Arbeitsplätze. 
Es handelt sich um den zweiten größeren Wind-
park, den GE zusammen mit AGL umsetzt.

Auch der Silverstone Windpark mit 200 MW in 
New South Wales stammt aus der Zusammen-
arbeit der Unternehmen GE und AGL. Coopers 
Gap ist der fünfte Windpark, den GE in Australien 
realisiert. Nach der Inbetriebnahme kommt das 
Unternehmen auf eine Gesamtleistung von
1.400 MW.
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EE-Firmen kontern mit PR-Kampagne gegen Trumps 
"Made in America"
Der Erneuerbare Energien Sektor wirbt mit tausenden Arbeitsplätzen

In der vom US Präsidenten ausgerufene „Made 
in America“-Woche, in der 50 Produkte aus 50 
US-Bundesstaaten aufgelistet wurden, befand 
sich kein Hersteller aus dem Bereich der erneu-
erbaren Energien.

Als Gegenmaßnahme gründeten Unternehmen 
aus dem erneuerbaren Energien Sektor, wie die 
American Wind Energy Association (AWEA), Solar 
Energy Industries Association (SEIA), Wind Ener-
gy Foundaton (WEF) und Solarspezialisten NEX-
Tracker die Kampagne „Renewable Energy Jobs 
Communication Campain“. Dabei soll auf Groß-
veranstaltungen die Bedeutung der Wind- und 
Solarenergie am Arbeitsmarkt deutlich gemacht 
werden. Ziel ist es, dem Rust-Belt, der von Ar-
beitslosigkeit betroffenen Kohle- und Stahl- Bun-
destaaten, den Klimaskeptikern und Kohlebefür-
wortern der Trump Regierung entgegenzuwirken 
und Perspektiven zu zeigen.

Nachdem Trump Ende Juni seine Strategie vor-
gestellt hatte, neue Arbeitsplätze zu schaffen, in 
dem Amerika aufgrund der Ausbeutung im Koh-
le-, Öle- und Gasvorkommen zu einer Energie-Su-
perpower aufsteigen soll, sind die Unternehmen 
im Erneuerbaren Energien Sektor alarmiert. So 
sagte der Chef der American Wind Energy Asso-
ciation (AWEA) Tom Kiernan: "Der amerikanische 
Windenergiemarkt lässt Gemeinden und jene 
des Rust Belt aufleben, investiert in Schulen, re-
pariert Straßen, verbessert die öffentlichen Ein-
richtungen und schafft gut bezahlte Jobs." Kiern-
an geht davon aus, dass bis Ende der vierjährigen 
Legislaturperiode von Trump 50.000 neuen Jobs 
in der Windenergie-Branche geschaffen werden.
Der Photovoltaik-Anbieter NEXTracker hält eben-
falls gegen die Pläne des US-Präsidenten und 
wirbt mit einem Video „A West Virginia Solar 
Story“, indem der Stahl- und Kohlebranche neue 
Perspektiven und Jobs aufgezeigt werden.

Saudi-Arabien setzt auf erneuerbare Energien
Erste Ausschreibung für Windenenergie-Großprojekt hat begonnen,
weitere Photovoltaik Projekte sind in Planung

Der Bieterwettbewerb für den 400 MW Windpark 
im Nordwesten von Saudi-Arabien bei Dumat 
al Jandal hat begonnen. Saudische Quellen ge-
hen von einem Investitionsvolumen von insge-
samt 700 Mio. $ aus. Für die Teilnahme an dem 
Großprojekt konnten sich Interessenten bis zum 
10. August qualifizieren. In der nächsten Runde
sollen die Projektentwickler dann ihre konkreten
Angebote vorlegen.

Laut Nachrichtenagentur in Saudi-Arabien 
schriebt das Land dieses Jahr 700 MW an erneu-
erbaren Energien aus. Für ein 300 MW Photovol-
taik Großprojekt hatte das Königreich bereits im 
April Angebote eingeholt. Die Inbetriebnahme 
ist für spätestens 2019 geplant. Bis 2023 möchte 
Saudi-Arabien 10 % seines Strombedarfs aus er-
neuerbaren Energien beziehen. Dafür sollen 30 
Solar- und Windenergieparks gebaut werden.
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Ausschreibungsergebnisse & Zinssätze

Ergebnisse der letzten Ausschreibung gemäß EEG

KfW-Programm Erneuerbare Energien,
Programmteil "Standard", Preisklasse B

Darlehenskonditionen

Laufzeit: 10 Jahre,
Tilgungsfreie: 2 Jahre,
Zinsbindung: 10 Jahre

Laufzeit: 20 Jahre,
Tilgungsfreie: 3 Jahre,
Zinsbindung: 20 Jahre

Laufzeit: 10 Jahre,
Tilgungsfreie: 2 Jahre,
Zinsbindung: 10 Jahre

1,95 % 15.08.2017

2,35 % 15.08.2017

3,15 % 15.08.2017

Zinssatz Gültig ab

Energieträger

Gebotstermin

Zuschlagsvolumen

Höchster Zuschlagswert

Niedrigster Zuschlagswert

Mengengewichteter Ø

Wind

01.08.2017

1.000 MW

4,29 ct/kWh

3,50 ct/kWh

4,28 ct/kWh
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Landeswirtschaftliche Rentenbank,
Programme 255 / 256, Ratendarlehen, Preisklasse B

Darlehenskonditionen

Laufzeit: 10 Jahre,
Tilgungsfreie: 2 Jahre,
Zinsbindung: 10 Jahre

Laufzeit: 15 Jahre,
Tilgungsfreie: 2 Jahre,
Zinsbindung: 10 Jahre

Laufzeit: 20 Jahre,
Tilgungsfreie: 3 Jahre,
Zinsbindung: 10 Jahre

1,60 %
/ 1,75 %

28.08.2017

1,80 %
/ 1,95 %

28.08.2017

1,90 %
/ 2,05 %

28.08.2017

Zinssatz Gültig ab




